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Verbändeanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

 

- Stellungnahme des Naturschutzbunds Deutschland (NABU) e.V. vom 08.07.2026 – 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Zum Verfahren 

Der NABU merkt kritisch an, dass die kurze Dauer der Verbändeanhörung von drei Werktagen eine 

fundierte Befassung mit dem umfangreichen Referentenentwurf erschwert. Daher bittet der NABU 

die Bundesregierung, künftig eine angemessenere Zeit für die Beteiligung der Länder und von 

Verbänden vorzusehen. 

Im Allgemeinen 

Der vorliegende Gesetzesentwurf ist in unmittelbarem Zusammenhang mit dem am 26.06.2026 vom 

Deutschen Bundestag beschlossenen Infrastruktur-Zukunftsgesetz (IZG) zu verstehen. Damit wird 

neben einer Reihe an naturschutzfachlichen Einschränkungen (z.B. umfangreiche Ausweitung des 

überragenden öffentlichen Interesses für verschiedene Infrastrukturvorhaben oder die Anpassung 

planungsrechtlicher Regelungen) auch die Eingriffsregelung flexibilisiert, in dem für bestimmte 

Vorhaben die Zahlung von Ersatzgeld der Realkompensation gleichgestellt wird. Der vorliegende 

Gesetzesentwurf steht daher in einem funktionellen Zusammenhang mit dem IZG und muss dazu 

beitragen, die Umsetzung der angepassten Eingriffsregelung und die Verwendung von Ersatzgeldern 

so auszugestalten, dass zum einen der Kompensationsmechanismus erhalten und nach Möglichkeit 

verbessert wird und Maßnahmen des Naturschutzes und zur Wiederherstellung optimiert werden. 

Der vorliegende Gesetzesentwurf verfehlt diesen Ansatz der Verbesserung und Optimierung, enthält 

gleichzeitig auch sinnvolle und teils sehr effektive Regelungsvorhaben, die jedoch im Einzelnen und in 

ihrer Gesamtbetrachtung konsequenter ausgestaltet werden sollten, um die Wirksamkeit des 

vorliegenden Gesetzesentwurfs und damit auch des IZG zu erhöhen. 

Die Bedeutung des vorliegenden Gesetzesentwurfs ist einmal mehr hervorzuheben, weil er über das 

Potenzial verfügt, auch auf die teils bedenklichen gesetzlichen Änderungen der vergangenen Monate 

zu reagieren: unter dem Vorwand von Planungsbeschleunigung und Bürokratieabbau werden 

etablierte Planungsverfahren vereinfacht, Umweltstandards ausgesetzt, Beteiligungsmöglichkeiten 

eingeschränkt und systematisch technische Infrastrukturvorhaben gegenüber Umweltbelangen 

priorisiert. Dabei wird entweder verkannt oder gar billigend in Kauf genommen, dass zugunsten 

vermeintlich kurzfristiger Effekte beim Bau von z.B. Verkehrsinfrastruktur mittel- und langfristig die 

natürliche Infrastruktur qualitativ und quantitativ Schaden nimmt. Leider übernimmt auch der 

Einleitungstext des Gesetzes das Framing, dass es einen großen Bedarf gebe, "Verkehrsinfrastruktur" 

auszubauen, dabei besteht Bedarf nur bei der Schiene und auch dieser Ausbau muss naturverträglich 

geschehen . 

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

Die dauerhafte Sicherung der natürlichen Klimaschutzfunktion, wie nun in Abs. 1 Nr. 2 ergänzt, wird 

begrüßt. 
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Grundsätzlich begrüßt wird die Einfügung einer Liste von Schutzgütern, die künftig im überragenden 

öffentlichen Interesse liegen sollen. Dies ist besonders vor dem Hintergrund relevant, als dass 

hiermit die langfristige, generationenübergreifende Bedeutung bestimmter Schutzgüter 

unterstrichen wird und diese dadurch in besonderem Maße vor kurzfristigen und teilweise auch 

kurzsichtigen Priorisierungen schützen soll. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die zusätzliche 

Wirkung der bestehenden Liste sehr begrenzt ist. So besteht für Nationalparke, Naturschutzgebiete 

und Kernzonen von Biosphärenreserveraten bereits heute ein hoher rechtlicher Schutzstatus. Die 

Beschränkung auf die hier genannten Schutzgüter widerspricht vielmehr der eigentlichen 

Notwendigkeit, die natürliche Infrastruktur in ihrer ökologisch kohärenten Gesamtheit in ein 

überragendes öffentliches Interesse zu stellen. Gemessen an diesem Anspruch ist die im 

Gesetzesentwurf aufgeführte Liste noch unzureichend. Daher ist die Ausweitung des überragenden 

öffentlichen Interesses auf die gesamte natürliche Infrastruktur gem. § 20a BNatSchG bzw. auf Basis 

des Bundeskonzepts Grüne Infrastruktur zu empfehlen. Mindestens ist jedoch die Liste um die 

Schutzgüter zu erweitern, die bereits eine eindeutige räumliche Eingrenzung erlauben (z.B. 

Naturparke, Natura 2000-Gebiete, raumordnerisch festgelegte ökologische Vorranggebiete) und von 

hoher funktioneller Bedeutung für den Biotopschutz, Artenschutz sowie natürlichen Klimaschutz 

sind. Auch sollten prioritäre Korridore identifiziert werden, die im Rahmen einer rechtlich gesicherten 

Kulisse einen länderübergreifenden Biotopverbund (gem. § 21) definieren und die ebenso im 

überragenden öffentlichen Interesse liegen. Im Übrigen sind Biosphärenreservate vollständig in das 

überragende öffentliche Interesse zu stellen. 

Dass natürliche, nicht entwässerte Moore in das überragende öffentliche Interesse überführt werden 

sollen, ist angesichts der enormen Klimaschutzfunktion ebenfalls begrüßenswert. Dies gilt auch für 

die aus ANK-Mitteln geförderte Wiedervernässung von Moorböden. Allerdings ist die Einschränkung 

des überragenden öffentlichen Interesses auf durch das ANK geförderte 

Wiedervernässungsvorhaben wenig nachvollziehbar und widerspricht dem im Klimaschutzprogramm 

angekündigten überragenden öffentlichen Interesses für Moorerhalt und Moorschutz. Das jüngst 

veröffentlichte Klimaschutzprogramm sowie die bestehende Deutsche Moorschutzstrategie sehen 

die großflächige Wiedervernässung von Mooren als Beitrag zum Ziel der Klimaneutralität bis 2045 

vor. Die bisherige Vielfalt von Förderprogrammen für Moorwiedervernässungsvorhaben zeigt 

deutlich, dass dieses Ziel durch Mittel des ANK allein nicht erreicht werden kann. Das überragende 

öffentliche Interesse sollte daher unbedingt auf alle Wiedervernässungsvorhaben unabhängig ihrer 

Finanzierungsquelle ausgeweitet werden. Darüber hinaus sollten weitere für den Klimaschutz und die 

Klimaanpassung zentrale Ökosysteme wie beispielsweise rezente Auen in das überragende 

öffentliche Interesse überführt werden. 

Zu streichen ist der beabsichtige Absatz, der regelt, in welchen Fällen ein überragendes öffentliches 

Interesses nach Satz 1 keine Anwendung findet. Die hier aufgeführten Fälle dienen überwiegend 

kurzfristigen Absichten und rechtfertigen nicht, dass auf den langfristigen Erhalt der natürlichen 

Infrastruktur ausgerichtete überragende öffentliche Interesse einzuschränken. Zusätzlich fallen unter 

die genannten Vorhaben die überwiegende Anzahl der Projekte, mit deren starkem Ausbau in den 

nächsten Jahren zu rechnen ist und die somit maßgeblich für mögliche Degradation von 

Lebensräumen und Arten verantwortlich sein werden. Der Anwendungsbereich des überragenden 

öffentlichen Interesses würde somit auf nur wenige Fälle beschränkt werden. Es sollte bei einer 

gleichberechtigten Abwägung und der einzelfallbezogenen Entscheidung zwischen diesen Vorhaben 

und den aufgeführten Schutzgütern bleiben, anstatt das geplante überragende öffentliche Interesse 

direkt stark zu entwerten. Äußerst bedenklich ist jedoch vor allem die Bezugnahme zu den hier 

aufgeführten Rechtsnormen, für die eine Freistellung vom überragenden öffentlichen Interesse 

gelten soll, ohne dass eine bestimmte Fassung für die jeweilige Rechtsnorm definiert ist. Dadurch 
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bleibt völlig ungewiss, ob bzw. inwiefern der Ausnahmetatbestand auch bei sich ändernden 

Rechtsnormen gerechtfertigt ist. 

Die Erweiterung der Liste von Schutzgütern, die der dauerhaften Sicherung der Leistungs- und 

Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts dienen, um Moore, Wälder und Gewässer inkl. Auen und 

freifließende Flussabschnitte wird begrüßt. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

Die vorgesehenen Änderungen werden begrüßt. Es wird empfohlen, die Bereitstellung von Flächen 

durch die öffentliche Hand verbindlicher zu formulieren. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Die Konkretisierung der Aufgaben und Inhalte der Landschaftsplanung durch die Neufassung von § 9 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c ist folgerichtig. 

Problematisch ist, dass im Zuge der IZG-Einigung zwischen den Koalitionsfraktionen das ursprünglich 

angedachte Bundeslandschaftsprogramm nicht mehr vorgesehen ist. Dies hätte als planerische 

Grundlage der natürlichen Infrastruktur ein geeignetes Instrument für eine bundesweite räumliche 

Steuerung geschaffen. Es ist daher zu empfehlen, die Regelung für ein Bundeslandschaftsprogramm 

wieder aufzunehmen. Ebenso sollte geprüft werden, inwiefern eine Kulisse der natürlichen 

Infrastruktur im Raumordnungsrecht verankert werden kann. 

In diesem Zusammenhang hätte die diskutierte Anwendung der Landschaftsplanung auch auf die 

ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ) der deutschen Nord- und Ostsee die bestehende 

Planungslücke zum Küstenmeer unter Verantwortung der Küstenbundesländer schließen können. 

Mit Hilfe der Landschaftsplanung wäre eine zentrale Grundlage zur Fortschreibung der marinen 

Raumplanung in der AWZ spätestens 2031 geschaffen. Aktuell konfligierende Nutzungsinteressen 

könnten frühzeitig identifiziert und aufgelöst und Verwaltungen und Vorhabenträger in den 

Genehmigungsverfahren entlastet werden.  

Die landschafts- bzw. raumplanerische Abbildung einer Kulisse an Land und im Meer hat eine 

relevante Funktion für die systematische Entwicklung der natürlichen Infrastruktur in Deutschland. 

Dabei geht es nicht um die Erweiterung von Schutzgebietskategorien, sondern um die Schaffung eine 

Kulisse, in denen Aktivitäten zur Entwicklung der Natürlichen Infrastruktur begünstigt werden. 

Einer in der öffentlichen Debatte kursierenden Mutmaßung, dies würde zu einer Ausweitung einer 

sog. „Schutzgebietskulisse“ führen, muss vehement widersprochen werden. Eine Kulisse hat erstmal 

eine planerische und steuernde Funktion, die keineswegs von vornherein mit 

Nutzungseinschränkungen oder gar einer Eigentumsentwertung verbunden ist. Im Gegenteil – je 

nach Ausgestaltung können sich für Eigentümer*innen und Bewirtschaftende klare Vorteile ergeben, 

sowohl im Hinblick auf eine langfristige Flächenentwicklung als auch in Bezug auf betriebliche 

Vorteile, wenn bspw. betriebliche Leistungen den Zwecken einer Kulisse im Besonderen entsprechen 

und hierfür einkommenswirksame Honorierungsansätze etabliert werden. Aus dem Grund sei 

empfohlen, sich vor allem im Interesse von Eigentümer*innen und Bewirtschaftenden von Flächen, 

die in solchen Kulissen liegen könnten, konstruktiv mit einer sinnvollen Ausgestaltung 

entsprechender Instrumente auseinander zu setzen, anstatt von vornherein jegliche politische 

Innovation abzulehnen und die Debatte durch angstschürende, missverständliche oder gar 

irreführende Argumente zu belasten. 
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5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Dass die Anlage und Bewirtschaftung von Agroforstsystemen auf Ackerland nicht mehr als Eingriff zu 

werten sind, ist kritisch einzustufen. Agroforstsysteme können zwar grundsätzlich ökologische 

Vorteile haben, unterscheiden sich aber in ihrem mittelfristigen Bewirtschaftungshorizont, in der 

kleinräumlichen ökologischen Ausstattung oder in den Auswirkungen auf das Landschaftsbild 

deutlich sowohl von ackerbaulichen als auch forstwirtschaftlichen Systemen. Daher ist auf die 

vorgesehene Einfügung von Absatz 2a zu überprüfen. 

Der vorgesehene Erlass von Kompensationsverpflichtungen bei Vorhaben, die der ökologischen 

Verbesserung dienen ist begrüßenswert und bietet die Möglichkeit, Vorhaben zur Wiederherstellung 

von Ökosystemen signifikant zu beschleunigen. Zur Sicherstellung einer fachlich angemessenen 

Einstufung der Vorhaben, sollten die Einstufung einer verbesserten ökologische Gesamtbilanz in das 

Ermessen der Unteren Naturschutzbehörden gelegt werden. 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Ausweitung des Suchraums für die Durchführung von Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen auf die angrenzenden Naturräume bereits zu einer Verachtfachung des 

Suchraums führen kann. Damit ist zu empfehlen, die Ausweitung des Suchraums zu limitieren und 

dem betroffenen Naturraum einen Vorrang einzuräumen. Ein enger räumlicher Zusammenhang 

zwischen Eingriff und Ausgleich bzw. Ersatz haben nicht nur eine ökologische Relevanz, sondern 

fördern auch die Akzeptanz von Vorhaben, bei denen sichtbar in die Natur eingegriffen wird. Die 

Aufweichung bzw. gar Abkehr von diesem Prinzip könnte die Akzeptanz von entsprechenden 

Vorhaben in der lokalen Bevölkerung schwächen und damit wiederum die Durchführung von zum 

Beispiel Infrastrukturvorhaben erschweren. Dies widerspricht dem Anspruch der Bundesregierung, 

Planungs- und Genehmigungsverfahren zu optimieren. 

Die Neufassung von § 15 Abs. 2 (nunmehr Abs. 2a) stellt klar, dass bestimmte Maßnahmen entspr. 

der Auflistung von Ziffer 1 bis 9 als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen anerkannt werden können. 

Dies kann dazu führen, dass die vom Eingriffsverursacher zu erbringende Kompensation nicht 

zusätzlich zu ohnehin erforderlichen Maßnahmen erfolgt, sondern diese ersetzt. Im Ergebnis könnten 

staatliche Naturschutz- und Wasserwirtschaftsaufgaben somit auf private Eingriffsverursacher 

verlagert werden und letztlich zu einer Entlastung staatlicher Finanzierungspflicht führen, die dem 

Zweck der Eingriffsregelung entgegensteht. 

Um eine Verlagerung staatlicher Finanzierungsverantwortung auf private Eingriffsverursacher zu 

vermeiden, sollte klargestellt werden, dass nur solche Maßnahmen als Ausgleichs- oder 

Ersatzmaßnahmen anerkannt werden können, die über bereits bestehende naturschutz- oder 

wasserrechtliche Verpflichtungen hinausgehen. Erforderliche Schutz- und Entwicklungsmaßnahmen 

dürfen nicht auf die Kompensationspflicht angerechnet werden, sondern müssen von dieser 

unabhängig umgesetzt werden. 

Die in Abs. 3a vorgesehene Verringerung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 15 

Prozent, sofern auf bevorratete Maßnahmen zurückgegriffen wird, ist grundsätzlich nachvollziehbar, 

allerdings ist der hier festgelegt Wert zu hoch angesetzt. Es wird empfohlen, diesen Wert auf 10 

Prozent zu reduzieren, da ansonsten zu befürchten ist, dass die ökologische Gleichwertigkeit von 

Eingriff und Kompensation nicht mehr hinreichend gewährleistet wird und es zu einer faktischen 

Unterkompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft kommt. 
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Auch die in Abs. 3b vorgesehene Erhöhung des biotopwertbezogenen Kompensationsbedarfs um 20 

Prozent für Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur sind, ist folgerichtig. 

Zu Abs. 6a ist anzumerken, dass die unter Nummer 2 erwähnte Verfügbarkeit sehr unbestimmt 

bleibt. Im Übrigen wird auf die o.g. Problematik der angrenzenden Naturräume verwiesen. 

Die in Abs. 6b vorgesehene Erhöhung der Ersatzzahlung wird grundsätzlich begrüßt, allerdings ist der 

hier vorgesehene Wert von 20 Prozent deutlich zu niedrig. In einer ursprünglichen Entwurfsfassung 

waren noch 30 Prozent vorgesehen. Auf diese Weise würde dem Umstand hinreichend Rechnung 

getragen, dass durch den mit der Neuregelung verbundenen Verzicht auf eine Realkompensation 

einerseits der Verursacher des Eingriffs stark entlastet wird und andererseits im Hinblick auf die 

Kompensation qualitative Einbußen möglich sind. Es ist grundsätzlich positiv zu bewerten, dass 

versucht wird, die Nachteile der Gleichstellung von Ersatzgeld und Ausgleich/Ersatz zu kompensieren. 

Allerdings löst dies nicht die zugrundeliegenden Probleme der Zahlung von Ersatzgeld, insb. die 

fehlende Flächenverfügbarkeit, die zeitliche und räumlich Trennung von Vorhaben und Maßnahme 

sowie der Verantwortungsübergang. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Die Lenkung der Gelder in eigene Maßnahmen oder bereits umgesetzter Maßnahmen ist folgerichtet. 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Regelung zur Übertragung der Verantwortung für Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen ist folgerichtet. 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

Die Einführung von „Naturgutschriften“ werden als sinnvolles Instrument angesehen, die jedoch im 

Grunde auf das bereits bestehende Grundprinzip der Ökokonten aufbaut. Näheres ist in einer 

bundesweit einheitlichen Rechtsverordnung zu regeln. 

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Erhöhung des Zielwertes des Biotopverbunds von bisher mindestens zehn auf mindestens 15 

Prozent ist nachvollziehbar. Dabei ist zu betonen, dass es hierbei nicht um Schutzgebiete im 

eigentlichen Sinn geht, sondern um die funktionelle Verknüpfung von Flächen, die ökologisch 

miteinander vernetzt sind, zum Beispiel durch Schutzgebiete, aber auch durch naturnahe Wälder, 

Moore, Gewässer und Auen, Hecken, Feldgehölze und Säume, extensiv genutztes Grünland sowie 

Trittsteinbiotope und Wanderkorridore. 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Die vorgesehene Regelung in § 20a zur Einführung einer sogenannten „Natürlichen Infrastruktur“ ist 

– neben der Regelung zum überragenden öffentlichen Interesse (in § 1) und den Anpassungen zur 

Eingriffsregelung (in § 15 ff.) das zentrale Kernelement der beabsichtigen BNatSchG-Novelle. Damit 
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wird für die in Abs. 2 definierten Bestandteile nicht nur der besondere Schutzwert unterstrichen; 

vielmehr erhalten diese Bestandteile eine völlig neue funktionelle Bedeutung, die in Abs. 3 näher 

definiert sind und ein großes Potenzial sowohl für die ökologische Entwicklung der jeweiligen 

Bestandteile als auch für die Begünstigung derer, die zu dieser Entwicklung beitragen, versprechen 

lassen. 

Absatz 3 Satz 3 (“Weitere Rechtsfolgen ...) ist zu streichen. 

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG-E: 

Die besondere Berücksichtigung von länderübergreifenden Lebensraumsachsen, Engstellen und 

zerschnittenen Landschaftsräumen bei der Schaffung des Biotopverbundes in Verbindung mit Abs. 4 

ist folgerichtig. 

Kernflächen und insbesondere Verbindungsstrukturen sind nicht nur zu sichern, sondern auch in 

einer Weise aufzuwerten, die der dem Biotopverbund zugedachten Wirkung aus der Perspektive von 

Zerschneidung und Fragmentierung besonders betroffener Arten und Populationen gerecht wird. 

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG-E: 

- 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Der vorgesehene Erlass von allgemeinen Verwaltungsvorschriften zum Zwecke der Standardisierung 

ist grundsätzlich zu begrüßen, da bundesweit einheitliche Vorgaben für mehr Transparenz, 

Vergleichbarkeit und Rechtssicherheit sorgen können. Bei der Festlegung der Standards ist aber 

zwingend sicherzustellen, dass die Vorschriften auf Grundlage von belastbaren wissenschaftlichen 

Erkenntnissen definiert werden. Um dies zu gewährleisten, sollten (Fach-)Akteure möglichst 

frühzeitig eng eingebunden werden, um eine hohe Qualität der allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

zu gewährleisten und die Akzeptanz für entsprechende Maßnahmen zu erhöhen. 

 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG-E: 

Die vorgesehenen Streichungen sind folgerichtig. 

Wir empfehlen zusätzlich, die aktuelle Ausnahme zur Anwendung der Landschaftsplanung in der 

AWZ im Kapitel 2 §56 BNatSchG zu streichen. Bis Ende 2028 sollten Landschaftspläne für die AWZ der 

deutschen Nord- und Ostsee, um konfligierende Nutzungsansprüche im Vorfeld der verbindlichen 

Fortschreibung der marinen Raumplanung bis 2031 aufzulösen und mit der Landschaftsplanung der 

Länder im Küstenmeer zu harmonisieren (s. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG).  

 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG-E: 

- 
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17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Die in Abs. 7 vorgesehen Anpassung erscheint folgerichtig. 

Die in Abs. 9 und 10 vorgesehene Evaluierung des Gesetzes wird abgelehnt. Zum einen ist diese Form 

der Qualitätskontrolle im Vergleich zu anderen Rechtssetzungsverfahren eher unüblich. Zum anderen 

sind die vorgeschlagenen Evaluierungstatbestände einseitig ausgewählt und von der durch das 

Gesetz zu lösenden Problemstellung entkoppelt, da beispielsweise die Deckung des “Flächenbedarf 

für naturschutzfachliche Aufwertung und die ökologische Vernetzung” oder die in der 

Gesetzesbegründung genannten “internationale Verpflichtungen” unbeachtet bleiben. Nicht zuletzt 

bleibt völlig unklar, wie eine entsprechende Evaluierung ausgestaltet sein soll, ganz abgesehen vom 

zu erwartenden nicht unerheblichen Verwaltungsaufwand. Die hier vorgesehene Berichterstattung 

unter Beifügung von Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbände erzeugt den Eindruck einer 

einseitigen Betrachtung bzw. Bewertung. Diese Einschätzung gilt auch für die entsprechende 

Klammerformulierung. 

 

Berlin, 08.07.2026 

 

Kontakt 

 Teamleiter Politik & Strategie 

NABU (Naturschutzbund Deutschland) e.V.  

Charitéstraße 3, 10117 Berlin 

E-Mail:  

Lobby-Registernummer: R001667 
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